
- Abschrift

Landesarbeitsgericht Niedersachsen 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

Verkündet am: 19.10.2020 

15 Sa 860/19 

1 Ca 171/19 ArbG Nienburg 

Genchtsangestellte 
als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle 

1 n dem Rechtsstreit 

 

-Klägerin und Berufungsbeklagte -

Prozessbevollmächtigte: 

DGB Rechtsschutz GmbH Büro Bremen, Bahnhofsplatz 22 - 28, 28195 Bremen 

gegen 

1.

2.

-Beklagter und Berufungskläger -

Prozessbevollmächtigte: 

zu 1-2:

hat die 15. Kammer des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen auf die mündliche Verhandlung 

vom 19. Oktober 2020 durch den Vorsitzenden Richter am Landesarbeitsgericht  ...sowie den 

ehrenamtlichen Richter ... und den ehrenamtlichen Richter ... als Beisitzer für Recht erkannt: 

Auf die Berufung der Beklagten zu 1. wird das Urteil des Arbeitsgerichts Nienburg 

vom 8.10.2019-1 Ca 171/19 -abgeändert. 
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Es wird festgestellt, dass die Beklagte zu 1. verpflichtet ist, der Klägerin ab dem 

1.3.2019 eine Vergütung nach der Entgeltgruppe 4 c gemäß § 7 des Entgeltrahmen­

tarifvertrages für die deutsche Kautschukindustrie vom 11. Februar 2000 i. V. m. §§ 

2, 4 Entgelttarifvertrag für die niedersächsische Kautschukindustrie vom 24. Mai 2018 

zu zahlen. 

Im Übrigen wird die Berufung zurückgewiesen. 

Auf die Anschlussberufung der Klägerin wird das Urteil des Arbeitsgerichts Nienburg 

vom 8.10.2019 -1 Ca 171/19-abgeändert. 

Die Beklagte zu 1. wird verurteilt, an die Klägerin für den Abrechnungszeitraum 

Oktober 2018 324,49 EUR brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz seit dem 1.11.2018, 

November 2018 15, 11 EUR brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über 

dem Basiszinssatz seit dem 1.12.2018, 

Dezember 2018 301,61 EUR brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz seit dem 1.1.2019, 

Januar 2019 373,01 EUR brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über 
dem Basiszinssatz seit dem 1.2.2019, 

Februar 2019 307,33 EUR brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über 

dem Basiszinssatz seit dem 1.3.2019 zu zahlen. 

Im Übrigen wird die Anschlussberufung zurückgewiesen. 

Die erstattungsfähigen außergerichtlichen Kosten der Beklagten zu 2. trägt die Kläge­

rin. Von den Gerichtskosten 1. und 2. Instanz trägt die Klägerin 37 % und die Be­

klagte zu 1. 63 % von den erstattungsfähigen außergerichtlichen Kosten der Klägerin 

trägt die Beklagte zu 1. 63 %, im Übrigen trägt jede Partei ihre außergerichtlichen 
Kosten selbst. 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Tatbestand: 

Die Parteien streiten über das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses zwischen der Klägerin und 

der Beklagten zu 1. 

Die Beklagte zu 1. ist ein Unternehmen der H.-Gruppe, einem globalen Zu­lieferer für die 
Automobilbranche mit Sitz in R. und weiteren Standorten in V. und M. Geschäftszweck und 
Schwerpunkt der betrieblichen Tätigkeit der Beklagten zu 1. ist die Entwicklung, Herstellung 
und der Vertrieb von Automobilversiegelungs- und Anti­vibrationssystemen. Die Beklagte zu 
1. beschäftigt auch Mitarbeiter in der Produktion. 
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Die Beklagte zu 2. ist ebenfalls ein Unternehmen der H.-Gruppe Sie hat ihren 
Geschäftssitz an dem Betriebsstandort R. und beschäftigt dort ca. 106 Mit­arbeiter. Als 
Unternehmenszweck der Beklagten zu 2. ist im Handelsregister eingetragen: ,,Die Herstellung 
und der Vertrieb technischer Gummi-Waren aller Art, insbesondere die Herstellung und der 
Vertrieb von Elastomers in Irland. Die Gesellschaft ist berechtigt, auch andere Erzeug­nisse 
herzustellen, zu bearbeiten, zu erwerben und zu vertreiben. Beteiligung an anderen Un­
ternehmen." Die Beklagte zu 2. besaß eine Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung nach § 1 
AÜG. Die Arbeitnehmer der Beklagten zu 2. werden teilweise gemeinsam mit Arbeitnehmern 
der Beklagten zu 1. in der Vorproduktion am Standort R. eingesetzt. Darüber­hinausgehende 
Geschäftstätigkeiten entfaltet die Beklagte zu 2. nicht. Die materiellen Betriebs­mittel am 
Standort R. gehören nicht zum Betriebsvermögen der Beklagten zu 2. 

Die Beklagte zu 1. hält 99, 97% der Gesellschaftsanteile der Beklagten zu 2. Die Bilanz der 
Beklagten zu 2. weist kein Anlagevermögen auf. Die Gewinn- und Verlustrechnung weist im 
wesentlichen Personalaufwand aus. Zwischen der Beklagten zu 1. und der Beklagten zu 2. 
besteht ein Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag vom 22. Dezember 1989, nach 
dem das jeweilige Ergebnis der Beklagten zu 2. von der Beklagten zu 1. übernommen wird. 
Wegen des Inhalts des Jahresabschlusses für das Jahr 2017 der Beklagten zu 2. wird auf BI. 
368 und 369 dA. Bezug genommen. 

Die Klägerin steht seit dem 22. März 2011 bei der Beklagten zu 2. im Arbeitsverhältnis. Der 
zwischen den Parteien geschlossene schriftliche Arbeitsvertrag vom 21. März 2011 lautet aus­
zugsweise: 

„Präambel 

Es ist verstärkt erforderlich, die Dienstleistungen unmittelbar beim Kunden unter Eingliederung 
der Arbeitnehmer/innen in deren betriebliche Organisation (Arbeitnehmerüberlassung) zu er­
bringen. Vor diesem Hintergrund hat das Unternehmen eine Erlaubnis zur Arbeitnehmerüber­
lassung der Agentur für Arbeit beantragt und am 06.10.2006 von der Bundesagentur für Arbeit, 
Regionaldirektion Niedersachsen-Bremen, erhalten. Die Arbeitnehmerin soll in beiden Ge­
schäftsbereichen eingesetzt werden. Ein Merkblatt der Bundesagentur für Arbeit über die we­
sentlichen Inhalte des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes ist diesem Vertrag beigefügt. 

1. Tätigkeit und Aufgabengebiet

a) Der Arbeitgeber überträgt der Arbeitnehmerin eine Tätigkeit in der Organisationsein­
heit „Scheibenumrahmung/Konfektion".

b) Der Arbeitgeber behält sich vor, die Arbeitnehmerin je nach Bedarf in Normal/Wech­
sel- oder Dreischicht einzusetzen.

c) Die Festlegung der vereinbarten Art der Tätigkeit schließt nicht aus, dass die Arbeit­
nehmerin innerhalb des Unternehmens bei unveränderten Bezügen auch eine an­
dere ihrer Vorbildung und ihren Fähigkeiten entsprechende Tätigkeit übertragen be­
kommt.

d) Die Arbeitnehmerin ist verpflichtet, die vertraglich geschuldete Tätigkeit auch im
Rahmen von Arbeitnehmerüberlassung zu erbringen. Die Arbeitnehmerin wird dann
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an den Kunden des Arbeitgebers (Entleiher) zur Leistung der vertraglich geschulde­

ten Arbeitsleistung überlassen. Die Arbeitnehmerin erklärt sich damit einverstanden, 

an wechselnden Arbeitsorten - auch außerhalb ihres Wohnsitzes und des Sitzes 

des Unternehmens -tätig zu werden. 

e) Während einer Überlassung an einen Entleiher unterliegt die Arbeitnehmerin dem

Direktionsrecht des Entleihers. Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Arbeitnehmerin

jederzeit von ihrem Einsatzort abzuberufen und anderweitig einzusetzen.

( ... )" 

Wegen des weiteren Wortlautes des Arbeitsvertrages wird auf BI. 37-40 dA. Bezug genommen. 

Die Beklagte zu 1. ist durch Verbandsmitgliedschaft gebunden an die Tarifverträge für die Be­

schäftigten in der niedersächsischen Kautschukindustrie, unter anderen den Manteltarifvertrag 

vom 17.12.2003 in der Fassung vom 24.5.2018 (MTV Kautschuk), den Entgeltrahmentarifver­

trag vom 11.2.2000 (EntgeltrahmenTV) und den Entgelttarifvertrag vom 24.5.2018 (EntgeltTV). 

Die Beklagte zu 2. ist Mitglied im Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen (IGZ 
e.V).

Die Klägerin ist Mitglied der Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie. Die Klägerin er­
hält Vergütung nach dem Entgelttarifvertrag zwischen der IGZ e.V. und der DGB-Tarifgemein­
schaft. 

Die Personalangelegenheiten beider Unternehmen werden durch eine gemeinsame Personal­
abteilung verwaltet. Die Personalabteilung wird durch eine Person geleitet, die Ansprechpart­
nerin sowohl für den Betriebsrat als auch für die Arbeitnehmer beider Unternehmen ist. Die 
operative Leitung in R. wird durch einen gemeinsamen Werkleiter ausgeübt. Die­ser bestimmt 
den unternehmensübergreifenden Diensteinsatz und die Urlaubsplanung der Ar­beitnehmer 
sowie die Vertretung bei urlaubs- und krankheitsbedingten Ausfällen. Seit Novem­ber 2016 
sind die Geschäftsführer der Beklagten personenidentisch. 

In dem Betrieb in R. besteht ein gemeinsamer Betriebsrat. Mit diesem schlossen die Beklagte 
zu 1. und 2. verschiedene Betriebsvereinbarungen, u. a. die 
Betriebsvereinbarung ,,Leiharbeitnehmer" vom 17. November 2016 (BI. 476-479 dA.), 
Aufhebungs-/Abwicklungsver­trag vom 7. Dezember 2018 (BI. 120-122 dA.), Sprinterprämie 
und Anwesenheitsprämie (BI. 123-126 dA., Sozialplan vom 7. Dezember 2018 (BI. 128-137 
dA.) und Leiharbeitnehmer vom 10. Juli 2019 (BI. 481-485 dA.).

Mit Schreiben vom 1. November 2017 (BI. 486 dA.) teilte die Beklagte zu 2. der Bundesagentur 
für Arbeit, Agentur für Arbeit Kiel mit, dass sie an der Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung 
nicht länger festhalten werde und gab die erteilte Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung zu­
rück. 

Mit Schreiben vom 23. Januar 2019 und 14. März 2019 (BI. 47-52 dA.) forderte die Klägerin die 
Beklagte zu 1. auf, ihr Vergütung nach Entgeltgruppe E 4C gemäß§ 7 des Entgeltrahmentarif­
vertrages für die deutsche Kautschukindustrie vom 11. Februar 2000 iVm. §§ 2, 4 Entgelttarif-
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Die Beklagte zu 2. wird verurteilt, an die Klägerin für den Abrechnungszeitraum 1. Februar 2019 

bis 28. Februar 2019 einen Betrag in Höhe von 338,60 EUR brutto nebst Zinsen in Höhe von 5 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 1. März 2019 zu zahlen. 

Die Beklagten haben beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Die Beklagte haben vorgetragen, die Beklagte zu 2. mache seit Herbst 2016 keinen Gebrauch 

mehr von ihrer Arbeitnehmerüberlassungserlaubnis. Jedenfalls seit November 2016 bildeten 

sie einen Gemeinschaftsbetrieb in der Betriebsstätte R. Sie hätten sich zur ge­meinsamen 

Führung des Betriebes rechtlich verbunden und einen einheitlichen Leitungsappa­rat zur 

Erfüllung der in der organisatorischen Einheit zu verfolgenden arbeitstechnischen Zwe­cke 

geschaffen. Der Betriebsrat habe in Fragen der sozialen und personellen Mitbestimmung 

einen zur einheitlichen Willensbildung für beide Unternehmen fähigen Ansprechpartner. Ein In­

diz für einen einheitlichen Leitungsapparat sei auch die Personenidentität der Geschäftsfüh­

rung. Die Überlassungshöchstdauer des AÜG sei nicht überschritten worden, da die Klägerin 

seit fast 3 Jahren nicht mehr als Leiharbeitnehmerin in der Organisationseinheit „Scheibenum­

rahmung/Konfektion" eingesetzt werde. Ein Arbeitsverhältnis sei auch nicht aufgrund einer an­

geblich rechtsmissbräuchlichen Ausgestaltung des Gemeinschaftsbetriebes entstanden. 

Mit Urteil vom 8. Oktober 2019 hat das Arbeitsgericht Nienburg den Anträgen zu 1. und 2. statt­

gegeben und die Klage im Übrigen abgewiesen. 

Zur Begründung hat es ausgeführt, die Klägerin habe entsprechend ihrer Erkenntnismöglich­

keiten konkrete Behauptungen für das Vorliegen einer Arbeitnehmerüberlassung aufgestellt, 

denen die Beklagte zu 1. nicht erheblich entgegengetreten sei. Es sei der Beklagten zu 1. zu­

zugestehen, dass Indizien für eine einheitliche Leitung stritten. An den Voraussetzungen für die 

Annahme des Gemeinschaftsbetriebes fehle es aber, weil sich der Beitrag der Beklagten zu 2. 

auf das zur Verfügung Stellen ihrer Arbeitnehmer beschränke. Die Beklagte zu 2. fördere durch 

den Einsatz ihrer Arbeitnehmer keinen eigenen betrieblichen Zweck. Mit Überschreiten der 

Überlassungshöchstdauer sei ein Arbeitsverhältnis zur Beklagten zu 1. zustande gekommen. 

Auf dieses Arbeitsverhältnis sei der Entgeltrahmentarifvertrag für die deutsche Kautschukin­

dustrie vom 11. Februar 2000 iVm. dem Entgelttarifvertrag für die niedersächsische Kautschuk­

industrie vom 24. Mai 2018 anzuwenden. Dass die Klägerin die Eingruppierungsmerkmale der 

Entgeltgruppe 4 C erfülle, sei zwischen den Parteien nicht streitig. Die Zahlungsanträge seien 

unbegründet, da die Klägerin die Höhe der geltend gemachten Differenzvergütung nicht schlüs­

sig dargelegt habe. Die Hilfsanträge gegen die Beklagte zu 2. hätten nicht zur Entscheidung 

angestanden. 

Wegen der weiteren Darstellung des erstinstanzlichen Sach- und Streitstandes wird auf den 

Tatbestand des angefochtenen Urteils (BI. 193R-196R dA.), wegen der rechtlichen Würdigung 

auf die Entscheidungsgründe {BI. 196R-200 dA.) Bezug genommen. 

Gegen das ihr am 25. Oktober 2019 zugestellte Urteil vom 8. Oktober 2019 hat die Beklagte zu 

1. mit Schriftsatz vom 22. November 2019, bei dem Landesarbeitsgericht Niedersachsen ein­

gegangen am 22. November 2019, Berufung eingelegt und diese nach Verlängerung der Beru­

fungsbegründungsfrist bis zum 27. Januar 2020 mit Schriftsatz vom 27. Januar 2020, bei dem 

Landesarbeitsgericht Niedersachsen eingegangen am 27. Januar 2020, begründet.
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2. das Urteil von einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, von einer Entschei­
dung des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes, von einer Ent­
scheidung des Bundesarbeitsgerichts oder, solange eine Entscheidung des Bundesar­
beitsgerichts in der Rechtsfrage nicht ergangen ist, von einer Entscheidung einer ande­
ren Kammer desselben Landesarbeitsgerichts oder eines anderen Landesarbeitsge­
richts abweicht und die Entscheidung auf dieser Abweichung beruht,

oder 

3. ein absoluter Revisionsgrund gemäß § 547 Nr. 1 bis 5 der Zivilprozessordnung oder
einer entscheidungserheblichen Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör gel­
tend gemacht wird und vorliegt.

Die Beschwerde muss binnen einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung dieses Urteils 
bei dem Bundesarbeitsgericht eingelegt werden. 

Die Anschrift des Bundesarbeitsgerichts lautet: 

Hugo-Preuß-Platz 1, 99084 Erfurt. 

Telefax-Nr.: (0361) 26 36 - 20 00 

Auf die Möglichkeit der Einreichung elektronischer Dokumente beim Bundesarbeitsgericht nach 
§ 46 c ArbGG i. V. m. den besonderen Voraussetzungen nach der gemäß§ 46 c ArbGG erlas­
senen Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr in der jeweils geltenden Fassung
wird hingewiesen. Ab 1.1.2018 genügt bei Verwendung eines sicheren Übermittlungsweges
i.S.d. § 46c Abs. 4 ArbGG durch die verantwortende Person eine einfache Signatur.

Die Beschwerde ist innerhalb einer Notfrist von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils zu 
begründen. In der Beschwerdebegründung müssen die Voraussetzungen der obigen Nr. 2 dar­
gelegt oder die Entscheidung bezeichnet werden, von der das Urteil abweicht. 

Vor dem Bundesarbeitsgericht müssen sich die Parteien durch Prozessbevollmächtigte vertre­
ten lassen. Als Bevollmächtigte sind außer Rechtsanwälten nur die in § 11 Absatz 2 Satz 2 Nr. 4 
und 5 ArbGG bezeichneten Organisationen zugelassen. Diese müssen in Verfahren vor dem 
Bundesarbeitsgericht durch Personen mit Befähigung zum Richteramt handeln. 

Die Beschwerdeschrift, die Beschwerdebegründungsschrift und die sonstigen wechselseitigen 
Schriftsätze, die in Papierform im Beschwerdeverfahren eingereicht werden, sollen 7-fach - für 
jeden weiteren Beteiligten ein Exemplar mehr- bei dem Bundesarbeitsgericht eingereicht wer­
den. 




